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Gerald Häfner

Europa – nicht ohne uns!

Mehr Demokratie mischt sich ein. Wir mischen uns ein in eine ab-
solut notwendige und folgenreiche Debatte. Sie wird geführt – 
aber bislang ohne die Bürgerinnen und Bürger. Das kann nicht 
gut gehen. Vielmehr ist eben diese Abschottung der Debatte ge-
genüber den Menschen in Europa und die einseitige Kommunika-
tion, die mit diesen über Fernseh- und Medienansprachen geführt 
wird, eine sichere Voraussetzung für ihr Scheitern.

Es geht um Europa! Und damit um uns, unser Leben, unsere 
Zukunft. Und um die Zukunft der Demokratie, der Möglichkeiten 
mitzubestimmen, das eigene Schicksal und das der anderen in 
unserem Teil der Welt mitzugestalten. Europa ist eine großartige 
Sache. Die Idee einer zunehmenden Überwindung von Grenzen, 
einer immer engeren Zusammenarbeit und eines dauerhaften 
Friedens – wir teilen sie. Und gleichzeitig teilen wir die Erkennt-
nis, dass, angefangen bei der Klimapolitik bis hin zum Schutz der 
Meere vor Verschmutzung und Überfi schung, viele Fragen heute 
in zwischenstaatlicher Kooperation angegangen und gelöst wer-
den müssen. Die Europäische Union (EU) kann und muss hierzu ei-
nen wesentlichen Beitrag leisten. Doch ist dies nur die eine Seite. 
Die andere ist uns mindestens genau so wichtig. Sie betrifft die 
bisherige und künftige Verfasstheit der EU, die Verfahren, in de-
nen sie zu ihren Entscheidungen kommt und diese für die Bürge-
rinnen und Bürger ihrer Mitgliedsländer verbindlich werden – und 
die Debatte über Struktur, Verfassung und Zukunft der Europä-
ischen Union. Kurz: Es geht um die Demokratie!

Demokratie ist ein kostbares Gut. Generationen haben um und 
für sie gekämpft. Dennoch sind wir dabei, sie zu verspielen. De-
mokratische Werte und Ideen gehen in Deutschland schon seit ei-
niger Zeit nach und nach verloren. Und das gilt keineswegs nur für 
unser Land. Doch fast niemand wehrt sich. Warum?
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Der Demokratieverlust hat nicht nur einen, sondern viele 
Gründe. Nicht wenige davon liegen in den politischen und gesell-
schaftlichen Strukturen unseres Landes selbst. Andere in der aktu-
ell weltweiten Dominanz der Ökonomie über die Politik. Aber den 
mit Abstand dramatischsten Demokratieverlust verursacht derzeit 
die EU in ihrer jetzigen politischen Verfasstheit.

Politik auf der schiefen Ebene

Das »Politische Parkett« zwischen Brüssel und Berlin (und den an-
deren Hauptstädten) ist nicht ausgeglichen, sondern gleicht einer 
schiefen Ebene. Und auf dieser schiefen Ebene rutscht beständig 
politische Gestaltungsfreiheit wie der Schnee auf einem ungesi-
chertem Hausdach nach unten. Nur, dass es nicht schmelzender 
Schnee ist, der hier ins Rutschen kommt, sondern substanzielle 
politische Kompetenzen und demokratische Rechte.

Die Entscheidungsstrukturen innerhalb der EU sind zu wenig 
demokratisch und für die Bürgerinnen und Bürger kaum durch-
schaubar. Die Menschen in Europa sind ferne und ohnmächtige 
Zuschauer in einem für sie kaum durchschaubaren Verfahren. Das 
Problem ist klar: In der EU werden Gesetze gemacht; diese binden 
Länder und Menschen. Aber die Gesetze selbst sind nicht an das 
gebunden, was Kern des Demokratieprinzips ist: die Volkssouve-
ränität. Zwar haben wir alle fünf Jahre »Europawahlen«. Aber das 
Parlament, das so von uns gewählt wird, hat keine volle Legislativ-
kompetenz. Es kann keine Gesetze initiieren. Diese werden von der 
Kommission entworfen und vom Ministerrat und – in längst nicht al-
len Fällen – vom Parlament beschlossen. Also von Regierungschefs 
und Bürokraten, die alle Vertreter der Exekutive sind. Das bedeu-
tet: Nicht nur das Demokratieprinzip, sondern auch das der Gewal-
tenteilung nimmt bei der jetzigen Konstruktion der EU Schaden. All 
dies wird durch den Reformvertrag bzw. den Vertrag von Lissabon 
trotz einzelner Fortschritte nicht substanziell verändert.

Muss das so bleiben? Geht das auch anders? Wir meinen: Ja! 
Auch wenn die EU kein Staat ist, muss sie deshalb keineswegs 

Gerald Häfner 
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eine weitgehend demokratiefreie Zone bleiben. Auch ein zwischen-
staatliches Gebilde sui generis wie die EU lässt sich demokra-
tisch gestalten.

Gebraucht wird deshalb ein Konzept von Demokratie jenseits 
nationalstaatlicher Grenzen. Der erste und wichtigste Anwen-
dungsfall hierfür ist die EU. Mehr Demokratie möchte dazu bei-
tragen, ein solches Konzept zu entwickeln. Die in diesem Buch 
enthaltenen Vorschläge für eine deutlich demokratischere Union 
sind ein Beitrag zu dieser Diskussion.

Europa – nicht ohne uns!



Vorwort der Autoren

Das vorliegende Buch ist eine Gemeinschaftsproduktion von Mit-
arbeitern der Organisation Mehr Demokratie. Seine Argumentati-
onslinie basiert auf dem Demokratieverständnis, das unsere Orga-
nisation auszeichnet. Dennoch stellt das Buch in seiner Gesamtheit 
nicht die Position von Mehr Demokratie, sondern die der Auto-
ren dar.

Unser Ziel ist es, zu einer notwendigen Diskussion beizutra-
gen. Wir sind daher an der Meinung unserer Leserinnen und Le-
ser interessiert. Bitte wenden Sie sich an: michael.efl er@mehr-
demokratie.de

Bei einem Manuskript dieses Umfangs und einem Thema die-
ser Komplexität ist es höchst unwahrscheinlich, dass uns keine 
Fehler untergekommen sein sollten. Wir sind unseren Lesern da-
her für Hinweise dankbar.

Dass wir den nun vorliegenden Stand erreichen konnten, ver-
danken wir einer Reihe von Helferinnen und Helfern. Unser Dank 
geht an Felix Wünsche, Daniela Beer, Claudia Löhle und Ulrich 
Müller.

Berlin und München im Januar 2009
Michael Efl er, Gerald Häfner, Roman Huber und Percy Vogel



Einleitung

Die Europäische Einigung ist das Ergebnis einer schon Jahrhun-
derte bestehenden Sehnsucht nach Frieden in Europa. Doch erst 
nach den zwei furchtbaren Weltkriegen der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts war der geeignete Zeitpunkt für ihre Realisierung ge-
kommen. Diese Entwicklung war nicht zuletzt der Entschlossen-
heit ihrer Gründer zu verdanken, die unter dem Eindruck des sich 
ideologisch erneut spaltenden Europas eine historische Gelegen-
heit intelligent genutzt haben. Mehr als 50 Jahre später können 
wir sagen, dass das langfristig ausgerichtete »Friedensprojekt Eu-
ropa« erfolgreich ist.

Doch bekanntlich bringt jede Problemlösung neue Probleme 
mit sich, denen man sich nun ebenfalls stellen muss. Eines der 
Folgeprobleme der europäischen Einigung ist das häufi g so ge-
nannte Demokratiedefi zit der EU. Auch wenn eine mangelhafte 
Demokratie gerade den älteren unter den Leserinnen und Lesern 
weniger bedrohlich erscheinen mag als die Kriegsgefahr, so ist 
das Problem dennoch nicht zu vernachlässigen. Denn Demokra-
tie setzt nicht nur Frieden voraus, sie scheint auch weltweit zum 
Frieden zwischen Staaten beizutragen.1 Auch Deutschlands ag-
gressive Rolle in beiden Weltkriegen lässt sich auf das Scheitern 
der demokratischen Revolution Mitte des 19. Jahrhunderts zurück-
führen. Vor allem aber drücken sich im Herrschaftssystem der De-
mokratie diejenigen zentralen gemeinsamen Werte der Mitglieds-
staaten der EU aus – allen voran der Wert der gleichen Freiheit –, 
die zu den grundlegenden Menschenrechten zählen. Demokratie 
hat deshalb auch den Anspruch, dass Frieden durch sie sein soll, 
genauso wie alle andere Politik durch sie geschehen soll. Die De-

1 Bisher führten demokratische Staaten keine Kriege gegeneinander, was von 
vielen Wissenschaftlern kausal interpretiert wird. Eine kritische Perspektive fi n-
det sich in: S. Rosato, The fl awed logic of democratic peace theory, in: American 
Political Science Review, 97(4), (2003), 585-602.
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mokratisierung der EU muss nach Ansicht der Autoren daher als 
eine Grundbedingung für die dauerhafte Befriedung Europas ge-
sehen werden.

Wenn es aber so ist, dass demokratische Werte in der EU geteilt 
und hochgehalten werden, warum leidet die EU dann unter einem 
»Demokratiedefi zit«? Die Antwort könnte etwa so lauten: Was aus 
friedenspolitischer Perspektive ein Kunstgriff war, erweist sich aus 
einer demokratischen Sichtweise als eine fundamentale Fehlkons-
truktion. Hauptziel der ersten Verträge war die Friedenssicherung 
zwischen bisher verfeindeten Staaten, also wurde entsprechend 
die Außenpolitik bemüht. Seither baute die Europäische Gemein-
schaft auf zwischenstaatlichen Verträgen auf und verblieb somit 
wesentlich in der Kontrolle der Regierungsexekutive. Schicksalhaft 
dabei ist nun, dass die Außenpolitik in demokratisch verfassten 
Staaten typischerweise der am wenigsten demokratisch kontrol-
lierte Politikbereich ist. Weder spielt Außenpolitik eine signifi kante 
Rolle bei den auf die Innenpolitik ausgerichteten Wahlen, noch sind 
die Verfahren zur Kontrolle oder Mitgestaltung der Außenpolitik 
durch Parlament bzw. Bürger2 besonders ausgeprägt.3 »Koopera-
tion der Staaten« bedeutet bis heute daher »Kooperation der Re-
gierungen« – nicht oder kaum »Kooperation der Parlamente und 
der Bürger der Mitgliedsstaaten«. Die europäische Einigung fand 
sozusagen im toten Winkel des Blickfeldes der Demokratie statt, 
während sie gleichzeitig immer direkter in die Lebensverhältnisse 
der Bürgerinnen und Bürger hineinspielte.

Doch wo Politik ist, dort muss auch Demokratie sein. Für sie 
aber war in den Anfängen kein rechter Platz vorgesehen. Ganz im 
Gegenteil spekulierten sogar viele Gründer des Europa-Projekts 
auf eine strategische Umgehung demokratischer Teilhabe und na-
tionaler Souveränitätsansprüche. Andere strebten offen die »Über-
windung des Nationalismus« an, vernachlässigten dabei indes die 
Frage, was die Erreichung dieses Ziels für die Demokratie in Euro pa 

2 Sofern im Folgenden nur »Bürger« genannt werden, sind die Bürgerinnen 
selbstverständlich mit gemeint. 

3 Eine beachtenswerte Ausnahme stellt hier die Schweiz dar, gefolgt von Ir-
land und Dänemark.

Einleitung
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bedeuten würde. Von Vertrag zu Vertrag nahm die EU immer mehr 
staatenähnliche Züge an, ohne jedoch formal zum Staat zu wer-
den. Mit dem Lissabon-Vertrag etwa wären dies unter anderem fol-
gende Eigenschaften: Eine eigene Staatsbürgerschaft, eine eigene 
Judikative, Exekutive und Legislative mit umfassenden politischen 
Zuständigkeiten, einer direkt gewählten Versammlung, basierend 
auf einem allgemeinem Wahlrecht, Freizügigkeit innerhalb des Ho-
heitsgebietes sowie eigene Grundrechte und eine eigene Rechts-
persönlichkeit. Dazu kommen die gemeinsame Außenpolitik, po-
lizeilich-justizielle Zusammenarbeit, und sogar eine gemeinsame 
Verteidigungspolitik wird vorangetrieben.

Diese Phase der von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerk-
ten Zentralisierung ist jedoch vorüber. Mit zunehmender Integra-
tion von Vertrag zu Vertrag wächst der Ruf nach Demokratisierung, 
und spätestens mit dem Entwurf für einen Verfassungsvertrag sind 
die Ansprüche an die Demokratisierung und die demokratische Le-
gitimation der EU gewachsen und werden in der öffentlichen Dis-
kussion zunehmend eingefordert. Die EU wird nun nicht mehr nur 
daran gemessen, welche konkreten Politikergebnisse sie den Bür-
gerinnen und Bürgern Europas liefert, sondern auch daran, wie di-
ese Entscheidungen zustande kommen. In den Parlamenten und 
der Zivilgesellschaft beginnt man, die Machtfrage zu stellen und 
die bisherigen Machtverhältnisse zu hinterfragen.

Gleichzeitig mit dieser Entwicklung hat die EU damit begonnen, 
auf diese neuen Anforderungen im Bereich Demokratisierung zu 
reagieren. Doch entgegen der Erwartung der an den Vertragsre-
formen Beteiligten sind die Reaktionen der Öffentlichkeit nicht ein-
hellig positiv. Dahinter steckt zum Teil ein Mechanismus, der aus 
Sicht der EU-Reformer als undankbar empfunden werden muss: 
Indem die EU an sich selbst den Anspruch der Demokratisierung 
stellt, wird sie nun von der Öffentlichkeit an den normativen Krite-
rien der Demokratie, wie wir sie aus den Mitgliedsstaaten kennen, 
gemessen. Ein Demokratisierungsschritt, der aus Sicht der EU-Re-
former eine signifi kante Besserung darstellt, mag dann von den 
Bürgerinnen und Bürgern als viel zu klein, ja sogar als eine Vorent-
haltung weiter gehender Schritte empfunden werden. Allerdings 

Einleitung
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werden wir hier noch zeigen, dass deren Undankbarkeit durchaus 
nicht unbegründet ist: Auch mit dem Lissabon-Vertrag befi ndet 
sich die EU weiterhin auf »demokratischen Abwegen«.

Damit soll nicht gesagt sein, dass mögliche Auswege aus dieser 
Situation leicht zu bestimmen und unumstritten wären. Im Gegen-
teil befi ndet sich die Demokratisierung der EU teilweise in einem 
Dilemma: Mehr Demokratie auf EU-Ebene bedeutet zwangsläu-
fi g eingeschränkte demokratische Gestaltungsmöglichkeiten in 
den Mitgliedsstaaten. Und solange in Europa keine Einigkeit dar-
über herrscht, ob die EU eine bundesstaatliche Föderation oder 
ein Staatenbund, basierend auf kooperierenden Regierungen sein 
soll, wird sich die EU entsprechend als ein Mischkonstrukt aus bei-
den Ansätzen entwickeln – was eine Demokratisierung erschwert. 
Und schließlich verhindert die Vielsprachigkeit und sonstige Frag-
mentierung der Bürgerbasis bislang die Ausbildung des notwen-
digen Kommunikationsraums für öffentliche Debatten und macht 
zudem eine effektive Repräsentation im Europäischen Parlament 
schwierig.

Wir müssen diesen Zustand wohl – realistisch gesehen – ein 
Stück weit aushalten, wenn wir die Staatengemeinschaft erhalten 
wollen. Dennoch ist dieser Zustand nur als Übergangszustand zu 
ertragen, denn prinzipiell ist er eindeutig nicht tolerierbar. Das Auf-
zeigen des strukturellen Dilemmas und seiner historischen Her-
kunft erklärt zwar, rechtfertigt aber nicht die Demokratieprobleme 
der EU. Besser früher als später muss die EU zeigen, dass sie mit 
den von ihr selbst propagierten demokratischen Werten vereinbar 
ist, weil sie allein daraus ihre Legitimation ableiten kann.

Die Aufgabe einer zivilgesellschaftlichen Organisation mit dem 
Namen Mehr Demokratie, in deren Auftrag wir dieses Buch verfasst 
haben, kann nur darin bestehen, die EU an normativen Kriterien der 
Demokratie zu messen und entsprechende Reformvorschläge zu 
machen. Wir tun dies unter größtmöglicher Ausklammerung poli-
tischer Inhalte, wenngleich dieser Anspruch schwer zu erfüllen ist. 
Die EU stellt ein sich dynamisch entwickelndes System dar, dessen 
momentane Verfasstheit eng mit den selbst gesetzten politischen 
Zielen verbunden ist. Wir versuchen es dennoch und beschränken 

Einleitung
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Frühe Vordenker der Europäischen Einigung

William Penn (1644-1718), Gründer der Ko-
lonie Pennsylvania im Gebiet der heutigen 
USA, verfasste 1693 »An Essay towards 
the Present and Future Peace of Europe«. 
Sein Plan einer europäischen Einigung 
entstand in London während der politisch 
unsicheren und gespannten Phase der 

Jahre 1691 bis 1693. Penn schildert in seinem Essay, warum 
er sich entschlossen hatte, für die Etablierung und Siche-
rung des Friedens in Europa einzutreten und erwägt einen 
Staatenbund und ein Parlament auf europäischer Ebene.

Immanuel Kant (1724-1804) war ein deut-
scher Philosoph im Zeitalter der Aufklä-
rung. In seiner Altersschrift »Zum ewigen 
Frieden – Ein philosophischer Entwurf« 
von 1795 schreibt Kant, dass Staaten sich 
schon durch ihr Nebeneinandersein scha-
den könnten und daher verpfl ichtet seien, 
aus dem zwischenstaatlichen Naturzu-

stand in einen Rechtszustand überzugehen. Das Recht der 
Staaten untereinander könne am besten durch einen Völker-
bund gesichert werden.

Victor Hugo (1802-1885) war ein franzö-
sischer Schriftsteller und Dichter und for-
derte als Vorsitzender des zweiten in-
ternationalen Friedenskongresses im 
Jahr 1849 die Gründung der »Vereinigten 
Staaten von Europa«.

Einleitung



16 

unsere Kritik auf Vertragsinhalte und Vorgänge, die die Institutio-
nen der EU und weitere demokratie-relevante Aspekte betreffen. 
Wir tun dies weiterhin im vollen Bewusstsein, dass das Anmah-
nen von Missständen und das Aufzeigen von Lösungen auf dem 
Papier weitaus leichter fallen als deren Beseitigung bzw. Durch-
setzung in der politischen Realität.

Inhaltliches Ziel des vorliegenden Buches ist mithin eine Be-
standsaufnahme der Demokratie in der Europäischen Union als 
Staatenbund und die Vorstellung einiger Ansätze für eine Demo-
kratisierung. Als Zielgruppe wünschen wir uns all diejenigen Le-
serinnen und Leser, von denen wir die stärksten Impulse für eine 
Demokratisierung der EU erwarten, allen voran Parlamentarier 
und zivilgesellschaftlich aktive Bürgerinnen und Bürger. Gerade 
der zivilgesellschaftliche Diskurs über unser Thema ist noch we-
nig entwickelt; er ist aber notwendig, denn eine hinreichende De-
mokratisierung nur »von oben« ist – das zeigt die historische Er-
fahrung – kaum zu erwarten.

Entsprechend seiner inhaltlichen Ziele ist das Buch grob zwei-
geteilt: Im ersten Teil »Abwege« versuchen wir eine Bewertung der 
EU-Verträge, ihres Zustandekommens sowie der politischen Praxis 
in der EU anhand demokratischer Kriterien. Grundlage für die Be-
wertung bilden sowohl der derzeit gültige Nizza-Vertrag als auch 
der noch zur Disposition stehende Lissabon-Vertrag, wobei die Be-
tonung auf Letzterem liegen wird. Denn der Lissabon-Vertrag gilt 
als demokratisch bisher fortschrittlichster Vertrag, mit dem der 
weniger demokratische Nizza-Vertrag überwunden werden soll. Er 
entspricht somit dem Anspruch, den die EU derzeit an sich selbst 
stellt. An diesem Anspruch wollen wir sie messen.

Im zweiten, mit »Auswege« betitelten Teil des Buches stellen 
wir Vorschläge zur Demokratisierung der EU vor. Übergeordnetes 
Ziel der verschiedenen Vorschläge ist die effektive Ermächtigung 
der Bürger in EU-Angelegenheiten, allen voran die Erlangung der 
Kompetenzkompetenz.

Einleitung
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Unser Demokratieverständnis

Eine Betrachtung aus demokratischer Perspektive macht erst dann 
wirklich Sinn, wenn die Autoren ihr Demokratieverständnis darle-
gen. Dies wollen wir tun. Für eine Organisation, deren Schwerpunkt 
in der Einführung und sinnvollen Ausgestaltung von direkt-de-
mokratischen Verfahren liegt, bemisst sich der Wert einer Demo-
kratie maßgeblich an den effektiven Einfl ussmöglichkeiten der 
Bürgerinnen und Bürger über verbindliche demokratische Verfah-
ren. Unter »demokratischer Kontrolle« verstehen wir insofern die 
Fähigkeit von politischen Systemen und Verfahren, auf sich än-
dernde Mehrheitsverhältnisse unter den Bürgern mit einem ent-
sprechenden Politikwechsel zu reagieren.4 Demokratische Kon-
trolle schließt unserem Verständnis nach auch die »Letztkontrolle« 
(auch als Kompetenzkompetenz bezeichnet) mit ein, also etwa die 
Möglichkeit, über Verfahrens- und Verfassungsfragen abstimmen 
zu können, aber auch über Gesetzesvorlagen. Ob und wie weit das 
allgemeine Ziel der effektiven Kontrolle erreicht wird, hängt von 
einer Reihe konkreter Kriterien ab:

Politische Ämter sollen erstens aus freien, gleichen, allgemei-
nen Wahlen hervorgehen, die auf einer echten Auswahl von poli-
tisch bedeutsamen Alternativen (Parteien oder Kandidaten) beru-
hen. Zweitens sollen sie aus kurzen Legitimationsketten herrühren 
(wenige Wahlschritte zwischen Bürgern und Amt), wobei der Grad 
der politischen Bedeutung des Amtes im Verhältnis zum Grad der 
Legitimation stehen soll. Politische Ämter sollen drittens bei sich 
ändernden Mehrheitsverhältnissen unter den Bürgern abwählbar 
und viertens ausschließlich für denjenigen Bereich zuständig sein, 
für den die Wahlen angesetzt sind (Bundespolitiker aus Bundes-
tagswahlen, EU-Politiker aus Wahlen zur EU-Ebene usw.), fünftens 
in ihren Handlungen transparent und bewertbar sowie sechstens 
unabhängig sein.

4 Mit dieser Defi nition überschneidet sich der Begriff stark mit dem der »Re-
sponsivität«. Demokratische Kontrolle ist nicht zu verwechseln mit der im Rechts-
staat ebenso wichtigen Kontrolle der Einhaltung von Gesetzen und Standards, für 
die vor allem die Rechtsprechung, Verwaltung und Polizei zuständig sind.
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Politisch-inhaltliche Entscheidungen sollen erstens von po-
litischen Mandatsträgern mit den oben beschriebenen Eigen-
schaften oder von den Bürgern selbst getroffen werden, zweitens 
von ihnen per Referendum anfechtbar sein. Sie sollen drittens zu-
kunftsoffen und reversibel sein, viertens aus einer Auswahl von 
echten Alternativen hervorgehen, fünftens auf nachvollziehbaren 
demokratischen Verfahren beruhen, sechstens nicht von intrans-
parenten außerparlamentarischen Interessenvertretungen inhalt-
lich vorstrukturiert sein, etwa infolge bestimmter Spielarten des 
Lobbying, siebtens nicht zu einer Entmachtung der Bürger führen 
und achtens in föderalen Strukturen auf derjenigen Ebene getrof-
fen werden, die laut Verfassung bzw. Vertrag zuständig ist.

Diese Kriterien mag man teilen oder nicht. Ihre Aufl istung sollte 
es aber unseren Lesern erleichtern, sowohl unsere Bewertungen 
nachzuvollziehen, als auch sich ihre eigene Meinung zu bilden. 
Wichtig ist in jedem Fall, dass bei einer kritischen Analyse die Kri-
terien für das, was man für demokratisch hält, zuvor feststehen. 
Denn nur so lässt sich die Diskrepanz zwischen Realität und Ideal 
verdeutlichen. Und nur so können wir die Mahnung von Beate 
Kohler-Koch beherzigen, »dass wir nicht unsere normativen An-
forderungen absenken sollten, um sie der EU-Realität anzupas-
sen.«5

5  Aus: B. Kohler-Koch, Europe in Search of Legiti mate Governance. ARENA 
Working Papers, WP 99/27, (1999), htt p://www.arena.uio.no/publicati ons/wp99_
27.htm.
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Fazit: 
Eine föderale und demokratische Europäische Union

Wir fassen im Folgenden die zentralen Auswege aus der Demokra-
tiekrise der Europäischen Union zusammen. Ein direkt gewählter 
Konvent soll nach unseren Vorstellungen Vorschläge über die zu-
künftige Verfasstheit der Europäischen Union ausarbeiten. Das Er-
gebnis wird allen Bürgerinnen und Bürgern der EU in Referenden 
vorgelegt. Ein solches Verfahren gewährleistet, dass die zukünf-
tige Gestaltung der EU durch direkt von den Bürgerinnen und Bür-
gern gewählte Repräsentanten ausgeht und letztlich von der Zu-
stimmung der europäischen Völker abhängt. Die Identifi kation 
mit der Europäischen Union würde sich stark erhöhen und durch 
die bereits frühe und umfassende Bürgersouveränität vergrößert 
sich auch die Wahrscheinlichkeit, dass ein mehrheitsfähiger Vor-
schlag entstehen kann.

Nach unseren Vorschlägen einer reformierten EU wäre die fö-
derale Aufteilung von Zuständigkeiten von entscheidender Be-
deutung. Es soll klar geregelt werden, welche Kompetenzen auf 
europäischer Ebene ausgeübt werden müssen, und welche in der 
Zuständigkeit der Staaten verbleiben sollen. Die Festlegung der 
Kompetenzverteilung obläge dem Konvent, der die zukünftige Ver-
fasstheit der Union ausarbeitet. Aus unserer Sicht wäre es wichtig 
und sinnvoll, eine deutliche Dezentralisierung von Zuständigkei-
ten vorzunehmen und die Grenzen der EU klar zu defi nieren. So 
wäre ganz im Sinne des Subsidiaritätsgedankens sichergestellt, 
dass Kompetenzen immer von der kleinstmöglichen Einheit wahr-
genommen werden, sodass auch innerstaatliche föderale Ebenen 
weiter ausreichende Befugnisse hätten. Die Aufteilung der Zustän-
digkeiten würde nach Politikfeldern erfolgen.

In den Bereichen, in denen die EU zuständig ist, würde das 
Europäische Parlament zusammen mit den Vertretern der Staa-
ten (Staatenkammer) entscheiden. Beide Institutionen hätten das 
Recht, Gesetzesvorlagen einzubringen. Somit würden sowohl die 
Vertreter aller EU-Bürger, als auch die der nationalen Parlamente 
den politischen Prozess mitbestimmen und sich gegenseitig kon-
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trollieren. Für die Bürgerinnen und Bürger gäbe es zusätzlich die 
Möglichkeit, Gesetze selbst vorzuschlagen (Initiativrecht) und sie 
in einem Bürgerentscheid zu beschließen (Beschlussrecht). Auch 
ein Veto zu von Parlament und Staatenkammer beschlossenen Ge-
setzen stünde den EU-Bürgerinnen und -Bürgern in unserem Mo-
dell zu (Fakultatives Referendum), zukünftige Änderungen des 
EU-Grundlagenvertrags würden sogar obligatorisch zum Volks-
entscheid gestellt.

Gegen die beschlossenen Gesetze könnte vor dem Europä-
ischen Gerichtshof geklagt werden, er würde gleichsam als Verfas-
sungsgericht fungieren und über Subsidiaritätsfragen entscheiden. 
So wäre eine effektive Kontrolle der gesetzgebenden EU-Organe 
gewährleistet, auch Verstöße gegen die Gemeinschaftsverträge 
würden dem Urteil des EuGH unterstellt. Der Europäische Rat be-
stünde in unserem Vorschlag in beratender Funktion weiter, hätte 
aber bis auf ein Initiativrecht für Gesetzesvorlagen keinen Einfl uss 
mehr auf die Gesetzgebung. 

Als Exekutive fungiert in unserem Entwurf eine demokratisierte 
Europäische Kommission, die vom EP gewählt wird. Hauptsäch-
lich nähme die Kommission jedoch Verwaltungsaufgaben wahr 
und wäre für die Umsetzung der EU-Maßnahmen zuständig. Die 
Vertretung der EU gegenüber anderen Staaten läge ebenfalls im 
Aufgabenbereich der Kommission.

Die demokratische Kontrolle der Institutionen stellt das zen-
trale Kriterium in unserem Modell dar. Das geschieht vor allem 
auf drei Arten: Zum einen wird die Gewaltentrennung, die Grund-
voraussetzung überhaupt für ein demokratisches System, syste-
matisch verwirklicht. Durch die Verlagerung der Legislativkompe-
tenzen vom Europäischen Rat auf das EP und die Staatenkammer 
wird die bisherige »Exekutivlegislative« aufgebrochen und die Ge-
walten liegen getrennt in den Händen unmittelbar und mittelbar 
gewählter Vertreter. Auch die Wahl der Richter zum EuGH stellt 
eine tiefgreifende Veränderung dar, da diese bislang von den nati-
onalen Regierungen ernannt werden. Eine unabhängige, gewählte 
Judikative verkörpert einen weiteren Aspekt der Gewaltenteilung. 
Schließlich hat die Kommission als Exekutivorgan der reformier-
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ten EU kein Initiativmonopol mehr und gibt ihre legislativen Kom-
petenzen an gewählte Volksvertreter ab.

Zum zweiten kontrollieren sich die europäischen Institutionen 
gegenseitig. Dies geschieht innerhalb der Legislative zwischen Eu-
ropäischem Parlament und Staatenkammer, welche ihrerseits vom 
EuGH durch seine Rechtsprechung kontrolliert werden. Der Ge-
richtshof selbst wird gewählt und untersteht damit ebenfalls de-
mokratischer Kontrolle. Die Europäische Kommission besteht aus 
vom Parlament gewählten Mitgliedern. Das Prinzip der »checks 
and balances« würde auch in der EU nach unserem Vorschlag zu-
künftig einer Machtanhäufung, wie sie im Europäischen Rat der 
jetzigen Union zu fi nden ist, vorbeugen.

Schließlich würden die Bürgerinnen und Bürger der Europä-
ischen Union die Institutionen durch Wahl und Elemente der di-
rekten Demokratie kontrollieren. Legitimation ist das Prinzip, nach 
dem Demokratie funktionieren soll: Der Bürgerwille muss in den 
politischen Entscheidungen der EU wiederzufi nden sein, alles an-
dere widerspricht den grundlegenden Prinzipien der Demokra-
tie.
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